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05.11.2009 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU und der FDP 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2010 (Haushaltsgesetz 2010)  

Drucksache 18/1013  

 
 
 
Einzelplan 05 Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Europa  
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel  05 02 Allgemeine Bewilligungen 
Buchungskreis: 24 95 
 
Produktnummer lt. Leistungsplan 4 
  
Bezeichnung lt. Leistungsplan Kriminologische Zentralstelle 
 
  Veränderung 
  von um auf 

Leistungsplan:    
 
 Menge       1 +1    2

 
  Beträge in 1.000 EUR 
 Gesamtkosten 708,0 +200,0  908,0
 Eigene Erlöse 682,0 +185,0  867,0
 Produktabgeltung 26,0 +15,0   41,0

 
 
Erfolgsplan: Beträge in EUR 
 

 
Pos. lt. 
Erfolgsplan Bezeichnung von um auf 

 1-4 Betriebsertrag 6.372.200 +15.000 6.387.200
 9-10 Steuererträge und Leistungsabgeltung 1.010.000 +185.000 1.195.000
 11-12 Leistungstransfers (Aufwand) 7.382.200 +200.000 7.582.200

 
 
 

 
Kameraler Haushaltsabschluss: Beträge in EUR 
 
 Einnahmen  von um auf 
  Hauptgruppe 2 1.010.000 +185.000 1.195.000

 
 Ausgaben   
  Hauptgruppe 6 7.382.200 +200.000 7.582.200
 Kameraler Zuschuss/Überschuss       -6.372.200 -15.000 -6.387.200
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Der Wirtschaftsplan, das zugehörige Produktblatt und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags:      

 

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 20. September 2006 das Fakultativprotokoll vom 18. Dezember 2002 zu dem 
Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe unterzeichnet. 
Dieses Fakultativprotokoll sieht die Einrichtung nationaler Mechanismen zur Verhütung von Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe vor. Diese Mechanismen sollen die Behandlung 
von Personen prüfen, denen die Freiheit entzogen ist. Da die Zuständigkeit für freiheitsentziehende Maßnahmen in der 
Bundesrepublik Deutschland ganz überwiegend bei den Ländern liegt, sind derartige Mechanismen von den Ländern 
einzurichten und mit den entsprechenden Befugnissen auszustatten. Es erscheint sinnvoll, anstelle einzelner Beauftragter 
der Länder einen gemeinsamen nationalen Mechanismus im Sinne des Artikels 3 des Fakultativprotokolls zu schaffen 
(Kommission), der gegenüber Bund, Länder und Vereinten Nationen einheitlich auftreten kann. 
 
Zur Einrichtung der Länderkommission haben die Justizressorts der Länder einen Staatsvertrag ausgehandelt und 
unterzeichnet. Der Staatsvertrag tritt in Kraft, wenn alle Länder die entsprechenden Ratifizierungsurkunden hinterlegt 
haben. 
 
Der Kommission steht ein Sekretariat zur Verfügung, welches bei der Kriminologischen Zentralstelle in Wiesbaden 
angesiedelt wird. Dieses Sekretariat wird auch von der Bundesstelle zur Verhütung von Folter genutzt, mit der die 
Kommission eng zusammenarbeitet. 
 
Die Kommission wird von den Ländern finanziert. Die Aufteilung der Kosten erfolgt nach dem „Königssteiner 
Schlüssel“. Die Finanzierung erfolgt in Form von Zuschüssen an die Kriminologische Zentralstelle. 
Der Zuschuss für die Kommission beläuft sich auf 200.000 €. Das Land Hessen tritt insoweit in Vorleistung. Ein Betrag 
von ca. 185.000 € wird durch die anderen Bundesländer erstattet, so dass der Anteil des Landes Hessen sich auf ca. 
15.000 € beläuft. 
Durch den Deckungsantrag zu Kap. 05 05 in Höhe von 15.000 € wird der Zuschussbedarf für das Land Hessen nicht 
verändert. 

 
 
 
Wiesbaden, 05. November 2009 
 
 
 
 
 
 
 
 Für die Fraktion der CDU 
Der Fraktionsvorsitzende 
Dr. Christean Wagner (Lahntal) 
  

 Für die Fraktion der FDP 
Der Fraktionsvorsitzende 
Florian Rentsch 
  
  

  
  
  

               


